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vornherein abgekarteten Schachergeſchaft degradiert haben.

Einwände und Anträge, die eine Enklaſtung der weniger
tragfähigen Schultern verlangten und um die beſonders

Zugehen. Hinter den Kuliſſen hatte man alles vorher ver

grundbeſitzes gegenüber den Bauern vertreten

en den Anteg

Das heißt wirklich, die elementarſten Erforderniſſe
des

Volkspartei in der Frage der erhöhten Amſatzſteuer (Lu
usſteuer) gezeigt. Die Aufhebung der Luxusſteuer wurde
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Nummer 23

Pollanentariſche Korruption

Man erinnert ſich mit welchem Geſchrei die Rechtspar
keten, als ſie als Oppoſition keine Verantwortung für die

Regierungsbeſchlüſſe trugen,
ſte Redefreiheit im Parlament genoſſen Und von ihr auch
Gebrauch machten, Kritik an dem parlamentariſchdemo
kratiſchen Syſtem geübt haben. Jm Wahlkampf, in jeder
Verſammlung, in jedem reaktionären Blättchen wurde der
Parlamentarismus als korrumpiert und verlottert und

als „Fälſchung der öffentlichen Meinung tagaus tagein
bezeichnet und den Wählern geſagt: „Laßt uns nur erſt

der Parlamentarismus geſäubert und gereinigt
Jetzt iſt die deutſchnationale Regierung über ein halbes
Jahr im Amt, die Regierungsparteien haben die parla
mentariſche Macht und die Folge iſt, daß ſich im Reichs
tag bei den Steuergeſetzen und bei der Zollvorlage Sze
nen abgeſpielt haben, die nichts anderes als die Durch
drückung von

Machtproben engſtirnigſter Parteidemagogie
darſtellen. Schämen müſſen wir uns vor dem Auslande

Und vor uns ſelbſt darüber, wie die Regierungsparteien
das große Werk der Finanz undSteuerreſorm zu einemvon

Alle Gegenanträge wurden nicht nür niedergeſtimmt, ſon
Dern man hielt es garnicht der Mühe wert, auf ſachliche

der demokratiſche Abg. Dr. Fiſcher kämpfte, auch nur ein

aäbredet und den Parla mentarismus zum Kuhhandel
herabgewürdigt. Zur Beleuchtung der Sachlage zunächſt
die Frage Warum legte man bei der Veranlagung des
ländlichen Grundbeſitzes zur Vermögensſteuer den Er
kragswert und nicht den gemeinen Wert zugrunde? Wie

will man dieſe ungeheuerliche Bevorzugung des Groß
ManDraucht wirklich kein Landwirk zu ſein, um zu wiſſen, daß,

wenn's an's Steuerzahlen geht, der Ertrag der großen
Güter immer merkwürdig gering angegeben im andern
Falle aber ebenſo merkwürdig der Großgrundbeſitz als die
vornehmſte und produktivreichſte Ernährungsquelle
Deutſchlands hingeſtellt wird

Eine weitere Frage drängt ſich auf: Weshalb der
Reichsfinanzminiſter in einer Zeit, in der ſeiner Anſicht
nach das Steuerbudget auch nicht den kleinſten Abſtrich

vertragen kann, in der er jede Gehaltsaufbeſſerung kate
goriſch ablehnt, den land wirtſchaftlichen Großintereſſenten

e eine Liebesgabe von 75,6 Millionen
bewilligt hat. Auch das hat man hinter den Kuliſſen
vorbereitet, ſodaß jeder Einwand verpuffen mußte. And
in welch' demagogiſcher Form man die Minderheit ver

gewaltigte, geht daraus hervor, daß die Regierungspar

die im Einkommenſteuergeſetz feſtgelegte Höhe des
ſteuerfreien Lohnanteils unter der Vorausſetzung

einer gewiſſen Einnahme Entwicklung nach 6 Mo
Nhnaten einer Nachprüfung zu unkerwerfen,
zunächſt glatt ablehnten, um ihn dann in faſt genau der
ſelben Formulierung ſelbſt einzubringen und anzunehmen.

parlamentariſchen Anſtandes einfach beiſeite ſchieben
Und zur

krütlſichtsloſeſten Nichtachtung der Minderheit
überzugehen. Ein weiteres kommt nöch hinzu Der demo
kratiſche Abg. Brodauf konnte feſtſtellen, daß die Deutſch
nationale Volkspartei den demokratiſchen Antrag auf

Freiſtellung der Handelsvertreter von der Amſatzſteuer
abgelehnt hat, obwohl dieſelbe Partei ihn im Jahre 1022
als ſie noch nicht Regierungspartei war, ebenſalls einge
bracht hat und durch ihren damaligen Führer Helfſerich
energiſch vertreten ließ.
Ein ähnlich ſkandalösſes Verhalten hat die Deutſche

zunächſt abgelehnt. Dann beſann man ſich in der Partei
Doch wohl darauf, daß die vollſtändige Beibehaltung die
ſer die Qualitätsinduſtrie ſchwer ſchädigende Steuer ein
Anding ſei und griff unter Einwirkung der Regierung

ſtörung entbinden den Verlag von der Haftung für Verzögerung und Entſchädigung
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wohl aber die weitgehende

ans Ruder kommen, dann werden wir dafür ſogen, daß
wird.

teien treibt? Das eine iſt klar, daß ſich ein Volk, dem die

gefallen laſſen kann und wird.
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ſowohl bisher luxusſteuerpflichtige Waren freigeſtellt,
aber auch bisher freie Waren ſteuerpflichtig gemacht wer
den ſollen. Dieſem Steuermonſtrum verhalf dieſelbe
Volkspartei zur Annahme, die am 10. Januar 1925 fol
genden Antrag Dr. Scholz und Genoſſen einbrachte:

Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregie
rung zu erſuchen, dem Reichstag baldigſt einen Ge
ſetzentwurf vorzulegen, der die erhöhte Amſatzſteuer
auf Waren zur Stärkung der Qualitätsarbeit auf

hebt. e hSo ſieht die Deutſche Volkspartei vom Januar und
vom Auguſt 1925 aus. And wenn das nicht parlamenta
riſche Korruption höchſten Grades bedeutet, dann fehlen
einem die Worte, um politiſche Anmoral mit der gebüh
renden Bezeichnung zu belegen. e

Eine in allen Parlamenten der Welt bisher beiſpiel
loſe

Proklamation brutalſter Gewalt
gegenüber der parlamentariſchen Minderheit bedeutet
weiter das Vorgehen der Regierungsmehrheit bei den
Zolltarifverhandlungen. Wenn man Fragen, die nicht
allein in das wirtſchaftliche Leben jedes einzelnen, ſon
dern in den gangen Komplex handelspolitiſcher Verbin
dungen und induſtrieller Arbeits und Exportmöglichkei
ten auf das tiefſte einſchneiden, in einem ſolchen Durch
peitſchungstempo behandelt und der Minderheit faſt jede
ſachliche Widerlegung unmöglich macht, dann kann man
von einem parlamentariſchem Syſtent überhaupt nicht
mehr reden. Allem bisher Vorangegangenen dabei die
Krone aufzuſetzen, war dem volksparteilichen Abg. Scholz
vorbehalten. Dieſer Volksvertreter“ ſtellte ſich auf den
Standpunkt, daß es genüge, wenn die Zollfragen im
Ausſchuß behandelt würden, das Plenum des Reichstages
ſei nicht dazu da, um, wie er ſich ausdrückte, nochmals
alles wiederzukauen. Dabei liegen die Dinge in Wahr
heit ſo, daß gerade die Vertreter der Regierungsparteien
ſich an den Ausſchußberatungen ſo gut wie garnicht be
teiligt haben, ſondern die Zollſätze unter ſich vereinbar
ten und ſo

auch die Zollpolitik zum Schachergeſchäft
gemacht haben. Daß die Oppoſition in den zwei ihr für
die Plenarberatungen zugeſtandenen Stunden auch hier
nicht im entfernteſten in der Lage war, ihre Anſichten
über die Auswirkung einer ſolchen Geſetzesvorlage klar

zulegen, iſt ohne weiteres erſichtlich. Der Zweck jeder par
lamentariſchen Ausſprache, Gründe und Gegengründe vor
zubringen und zu erörtern, wurde alſo von vornherein
und von Grund als zerſchlagen und die Volksvertretung
als ſolche ſo gut wie ausgeſchaltet

Der Führer der Demokratiſchen Partet, Abg. Koch, hat
die Regierungsparteien noch in letzter Minute gewarnt.
Vergebens! Er wies mit Recht darauf hin, daß das deut
ſche Volk für die ſo ſchon hochgehenden Volksleidenſchaf
ten als ein natürliches Ventil eingehende und ſachliche
Beratungen im Reichstag haben müſſe. Auch vergebens!
Er rief der Mehrheit zu, daß ſie mit ihrer parlamentari,
ſchen Diktatur eine Verantwortung übernehme, die ſo un
geheuer ſei, daß er dieſe Mehrheit um die Verantwortung
nicht beneide. Alles vergebens! Jſt es wirtſchaftliche
Verrantheit, oder iſt es ein bis zur politiſchen Engſtirnig
keit vorgeſchrittener Machtkitzel, der die Mehrheitspar

Verfaſſung ſeine politiſche Mündigkeit und Mitarbeit ga
rantiert, auf die Dauer eine ſolche Behandlung der Ver
treter einer augenblicklichen politiſchen Minderheit nicht

Vorläufig können die
Regierungsparteien für ſich buchen, daß ſie eine visher
beiſpiellos daſtehende parlamentariſche Korruption ge
ſchaffen haben. Sie können für ſich buchen, daß ſie ihre
parlamentariſche Stärke einzig zu dem Zwecke gebraucht
haben, auf Koſten der Allgemeinheit beſtimmten Inter
eſſentengruppen Vorteile über Vorteile zuzuwer
fen. And ſie können weiter ſür ſich bu-
chen, daß ſie um ſolcher Vorteile willen
deutſches Land (ſiehe ElſaßLothringen) an Frank
reich ausgeliefert haben. Wir glauben nicht fehl zu gehen,
in der Annahme, daß ſie, ſobald die Taſchen gefüllt ſind,
wieder die „vaterländiſchen Tone hervorholen und ſich
um eine Verantwortung herumdrücken werden. Gut
Der Makel tieſſter Korruption bleibt an ihnen haſten und
wenn ſie ſich noch ſo national“ gebärden.

Die wirtſchaftliche Tragödie im Reichstag iſt zu Ende.
zu dem Ausweg eines ſchwächlichen Kompromiſſes, wonach Die Mehrheit hat ihren Willen durchgeſezt und auch die

ger verboten.

hierauf reagierte der Zollblock nicht.

Zolltarifvorlage Geſetz werden laſſen. Aber einzig in der
ganzen Welt ſteht es da, daß ein Rumpfparlament (denn
an der Abſtimmung beteiligten ſich auch die Demokraten
nicht) Beſchlüſſe von einer ſolchen volkswirtſchaftlichen
Bedeutung faßt. Noch im lehten Augenblick wandte ſich
die demokratiſche Abgeordnete Dr. Gertrud Bänmer ge

Zollvorlage und vor allein auch gegen die eigentümliche

tigen Maßſtab gegenüber den Preistreibereien. Jede

vor allem die Erhaltung der Lebensfähigkeit und Lebens-
kraft, notwendig iſt. Und die Lebenshaltung der Bevol
kerung ſei ſchon jetzt überaus kläglich. Die Auswirkung
der Zollvorlage müſſe dieſe Notſtände bis ins

Ebenſo verſuchte der demokratiſche Abg. von Richt
hofen das Sinnloſe der hohen Zölle auf Futtermittel dem
Zollblock klarzumachen. Für Mais ſei beiſpielsweiſe der
geradezu ungeheuerliche Satz von M. 20 vorgeſehen. Wie
ſolle dabei der kleine und mittlere Viehzüchter beſtehen
können. Sein Vorſchlag, einen Maiszoll von M.
feſtzuſetzen wurde nicht der geringſten Beachtung für wert
befünden. Richthofen wies weiter darauf hin, daß dem
Bauernktum durch die hohen Jnduſtriezölle alle Produk
tionsmittel ins Angemeſſene verteuert würden Auch

nicht. Es war alles abge
Die wirtſchaftliche Diktatur etabkartet und beſchloſſen.

liert ſich.

Nimm man alles in allem, dann tritt aus der vom
Zollblock ausgeübten Stragulierung der Minderheit

eine ungeheure moraliſche Niederlage

me der Verantwortung kläglich verſagten. Wo iſt das
„nationale“ Getue geblieben Jm Sicherheitsangebot iſt
man ganz klein geworden. Wie iſt's mit der Rettung der
kleinen Rentner und Sparer? Die

hälter? Den Familien, den Hausfrauen wird der Brot
korb höher gehängt. Das ſind die Rechtsparteien, die
uns retten wollten, im Spiegel der Wahrheit. Noch nie
mals vorher haben Parteien, die angeblich erſtklaſſtg
national geſinnt ſein wollen, eine ſtaatsſchädigendere
Tätigkeit ausgeübt, wie in vorliegendem Falle. Die dem
Reichsfinanzminiſter bewilligten Steuern betragen über
14 Milliarden. Die Mehrbelaſtung des Verbrauchs durch
den Zolltarif eineinviertel Milliarde. Dafür kann ſich das
deutſche Volk bei den Deutſchnationalen und der Deutſchen
Volkspartei bedanken.

J. Dornblüth.

Den Sieg des republikaniſchen

Gedankens,
wie er in den Verfaſſungsfeiern zum unzweideutigen Aus
druck kommt, muß auch die Reaktion widerwillig anerken
nen. Während in der übrigen Rechtspreſſe davon freilich
vorſichtig geſchwiegen wird, ſpricht die völkiſche Deutſche
Zeitung unmutig aus, was iſt. Sie ſtellt feſt? Daß es
überhaupt noch eine vaterländiſche eine nationale und
völkiſche Bewegung gibt, merkt man auch tatſächlich über
häupt nicht mehr. Selbſt die Preſſe der nationalen Rech
ten iſt recht milde geworden. Vorübergehend erregt man
ſich ein wenig über Severing, um aber ſehr bald wieder
in den Hintergrund zu treten Noch nie ſeit dem 9.
November 1918 hat eine derartige Beiſeiteſchiebung na
tionaler und völkiſcher Belange, eine ſolche Anterdrückung
vaterländiſcher Regungen Platz gegriffen, wie in den letz
ten Monaten.“ Etwas komiſch wirken in dieſem Zuſam
menhang die Drohungen, die die Deutſche Zeitung im
Anſchluß daran auszuſtoßen für gut befindet. Das rechts
radikale Blatt erklärt nämlich, die vaterländiſchen Ver
bände betrachteten die „halbnationale Regierung und
den „verehrten Generalfeldmarſchall als Reichspräſident
keineswegs als das Endziel aller vaterländiſchen Wünſche
und es könnte eines Tages ſehr unangenehme Ueberra-
ſchüngen geben. Die vaterländiſchen Verbande werden
ſich die Sache überlegen. Bei ſeinem Anſturm auf den

Staat und ſeine Verfaſſung werden ſie auf Granit beißen-

gen die unzulängliche geradezu dürftige Begründung der

Anſicht des Reichskanzlers, die Frauen hätten keinen rich

Hausfrau wiſſe, ſagte Gertrud Bäumer, daß unſerem Volk

Anerträg
liche ſteigern Auch das half nicht

derjenigen Parteien hervor, die vor den Wahlen die
Wähler mit Verſprechungen fütterten und bei UAebernah

können weiter hun
gern. Wie ſteht's mit der Aufbeſſerung der Beamtenge



S S S JDie Verfaſſungsfeier ver
Reichsbehörden

Dienstag programmmäßig verlaufen. Es
erſcheint vielleicht nicht ganz unnötig, das Wort „pro
grammmäßig beſonders zu betonen Denn nachdem die
geſamte deutſchnationale Preſſe bei den Vorbeſprechungen
ber die Verfaſſungsfeier lediglich höhniſche Worte für
dieſen „Rummel“, dieſen „Klamauk aufgewendet hatte,
mußte man, wenn man dieſe Worte ernſt nahm, irgend
eines intereſſanten Zwiſchenfalles bei der Veranſtaltung
in und vor dem Reichstag gewärtig ſein. Aber nichts
dergleichen hat ſich ereignet. Daß die Völkiſchen und
Kommuniſten dem Reichstag an dieſem Tage fernblei-
ben würden, war von vornherein anzunehmen; auch von
den Deutſchnationalen, deren Plan, die Vertagung des
Reichstags bis zum Herbſt bereits am Montag eintreten
zu laſſen, um nicht mit dem Feiertage des deutſchen Vol
kes in irgendeine Berührung zu kommen, kläglich miß
glückt war, waren nur ein paar Abgeordnete anweſend,
aber immerhin, ſie waren anweſend. Dazu kam, daß
ſämtliche deutſchnationalen Miniſter, die in Berlin weil
ten, auch dem feſtlichen Akte beiwohnten, und damit der
Verfaſſung ihre Huldigung darbrachten. Reichspräſident
von Hindenburg hat die Deutſchvölkiſchen enttäuſcht, er
beteiligte ſich nicht nur an der Feier im Reichstag, ſondern

er ſchritt auch die Ehrenkompagnie ab, die vor der Frei
treppe des Reichstags Auſſtellung genommen hatte (die
Deutſche Tageszeitung“ berichtet infolge eines merkwür
digen Verſehens hiervon nichts), er gab ſchließlich auch
den Spitzen der Behörden und der Fraktionen zu Ehren
der Verfaſſung ein Frühſtück, bei dem die deutſchnationa
len Miniſter ebenfalls nicht fehlten. Kurz, die Verfaſſungs
feier vollzog ſich an dieſem 11. Auguſt genau ſo, wie es
auch bei einem Kabinett Marx und einem Reichspräſiden
ken Ebert der Fall geweſen wäre. Daß die anweſenden
Deutſchnationalen ſich der Feier ohne jeden geiſtigen Vor
behalt zur Verfügung ſtellten, dafür möchten wir nicht
die Hand ins Feuer legen. Doch ſie ſeierten mit.

Eine Zierde der Völkiſchen
Beſtrafter Verleumder.

Der Verleger der Staßfurter „Mitteldeutſchen Preſſe“,
der bekannte Antiſemit Hottenrott, wurde kürzlich
vom Schöffengericht Magdeburg wegen verleumderiſcher
Beleidigung des Oberpräſidenten Hörſing zu einer Geld
ſtrafe von 1000 Reichsmark verurteilt. Dem Urteil liegt
folgender Tatbeſtand zugrunde: Am 7. November verfaßte
Hottenrott eine Eingabe an das Staatsminiſterium, in
der ſich über den Oberpräſidenten Hörſing folgender Paſ
ſus befindet:

„Der Oberpräſident der Provinz Sachſen, Otto
Hörſing, war in der Nacht vom 1. zum 2. November
1922 in der Diele des jüdiſchen Beſitzers Kahlbaum
in Halle a. d. Saale und war dort ſo bezecht, daß er
eine Dame auf ſeinen Schultern reiten ließ und ſich
von ihr mit einem roten Bande, das er im Gebiß
hielt, zügeln ließ wie ein Reitpferd. Die Zeche
betrug 65 000 Mark und wurde mit einem Scheck

S begahlt
Die Nachricht erſchien kurz darauf in den verſchieden

ſten Rechtsblättern. Hörſing erhob Beleidigungsklage.
Dieſe endete mit der Verurteilung ſämtlicher in Frage
kommenden Redakteure. Nur der Arheber der Nachricht
konnte bisher nicht gefaßt werden. Hottenrott, der wegen
verſchiedener Straftaten, darunter auch wegen Diebſtahls
und Erpreſſung vorbeſtraft iſt und im ganzen in anderen
Sachen noch zweieinhalb Jahre Gefängnis abzumachen
hat, entfloh nach Bayern. Dort ſchien er ſich ſicher zu

in Berlin iſt am
Mit dieſer Ueberſchrift beſpricht Hans v. Eckardt, ei

ne in internationalen Fragen beſonders ſachverſtändige
Perſonlichkeit, in der neueſten Nummer Die Hilfe die
derzeitige ruſſiſche Politik in ihrem Verhälknis beſonders
zu Deutſchland. Er ſchreibt dabei:

„Man gebe es offen zu: die von Rußland erhofften
wirtſchaftlichen Vorteile ſind nicht erzielt worden. Die
Konzeſſionen erweiſen ſich als ünrentabel und eminent
ſchwierig. Konſignationsläger in Rußland in größerem
Maßſtabe anzulegen, iſt zurzeit ſehr ſchwierig, und die
Beſtellungen der ruſſiſchen Außenhandelsſtellen halten
ſich in Deutſchland in ſehr beſcheidenen Grenzen. Ebenſo
iſt es nichts mit den politiſchen Hoſffnungen, die wir auf
den Rapallovertrag ſetzen konnten. Jm Gegenteil Ruß-
lands Politik iſt nicht wieder in den Weltzuſammenhang
hineingemündet, ſondern befindet ſich nach wie vor im al
lerſchärſſten Gegenſatz zu England und den Vereinigten
Staaten.

Zuſammenfaſſend ſpricht ſich Herr v. Eckardt dahin aus,
daß ſenſationelle Ereigniſſe in Oſteuropa kaum erwartet
werden können.

„Rußland dürfte weiter bemüht ſein, mit Hilfe ſeiner
revolutionären Propaganda China und die Kolonial
völker gegen England in Bewegung zu bringen. Das
Ziel dieſer Politik dürfte auch weiterhin darin beſtehen,
die in Moskau ſo peinlich empfundene „finanzielle Blok
kade“ zu durchbrechen und London und New York darauf
zu verweiſen, daß es billiger und praktiſcher wäre,
Ruſſen dieſe Agitation gewiſſermaßen

den
abzukaufen und

land und England.

ihnen eine Anleihe zu gewähren. An dieſen Machenſchaf
h

reiche beleidigende und verhöhnende Briefe an die
Staatsanwaltſchaft, das Gericht und die Magdeburger
Polizei. Schließlich wurde Hottenrott, der ſich in Königs
born, unmittelbar bei Magdeburg, eine Villa mietete und
dort mit ſeiner Familie unter dem Namen eines Rech
nungsrates a. D. Hüter wohnte, dingfeſt gemacht. So
dreiſt wie er in Bayern war, ſo klein gebärdete er ſich
vor dem Gericht. Er verzichtete daräuf, den Wahrheits
beweis anzutreten, und beſchränkte ſich lediglich darauf,
den 8 193 zu ſeinem Schutz anzurufen. Der Staatsan-
walt beantragte 600 Mark Geldſtrafe. Die Verteidiger
der Nebenkläger, des Oberpräſidenten Hörſing und des

die Rechtsanwälte Dr. Hammerſchlag und Dr. Baeren

von 5000 Mark. Das Gericht erkannte auf die oben er
wähnte Strafe

Hindenburg.

und die bayeriſche Eigenart.
Der Reichspräſident hat ſeinen Beſuch in München, den er

noch am Verfaſſungstage antrat, nach ſeiner eigenen Aus
ſage unternommen, um mit den Ländern enge perſönliche
Beziehungen zu unterhalten und ihre leitenden Männer
im unmittelbaren Meinungsaustauſch kennenzulernen.
Die leitenden Männer in Bayern aber möchten dieſem Be
ſuch noch eine andere Bedeutung geben: ſie erblicken, wie
ſich der bayeriſche Miniſterpräſident Held ausdrückte, da
rin das Bekenntnis nicht nur der vollen Anerkennung der
Eigenſtaatlichkeit unſeres ſchönen Heimatlandes, ſondern
e die reſtloſe Würdigung ſeiner Bedeutung im deutſchen

eich“.
fühlen, denn er verſandte von ſeinem Verſteck aus zahl Landes und bat, nicht zuzulaſſen, „daß die Einzelſtagten

durch das falſche Gerücht ſchwer geſchädigten Gaſtwirts,

ſprung, beantragten 6 Monate Gefängnis und eine Buße

Dr. Held ſprach weiter von der Eigenart ſeines

ken einer Erpreſſungspolitik teilzunehmen, hat das Deut
ſche Reich nicht die geringſte Veranlaſſung.

Polikiſch vermag uns alſo Rußland heute,
konkret genommen, ſo gut wie gar nicht zu
helfen, und wirtſchaftlich bietet es uns zurzeit außerox
dentlich wenig. Man wird alſo einer Aufrechterhaltung
der fragwürdigen Jntimität zwiſchen Deutſchland und
Rußland im Sinne des längſt überholten Rapallovertra
ges kaum das Wort reden können. Es wird daher nichts
anderes übrig bleiben, als abzuwarten, ob und wann die
Anion der Sowjetrepubliken den Rückweg zur Weltwirt Nation
ſchaft und zur allgemeinen Weltpolitik zu finden imſtan Her r de
de iſt. Bis dahin werden wir genötigt ſein, ohne Hinblick dank e
auf „Moskau, unſere Jntereſſen in Weſteuropa mit den ren a giſten
Uns entſprechend erſcheinenden Mitteln durchzuſetzen. Die n M nfell
Sicherheitsfrage und der Eintritt in den Völkerbund dür helſen ihre
fen nicht ſtranden an der Fiktion einer Freundſchaft mit le Ich erh
Moskau, die jeden inneren Sinn zurzeit verloren hat. d und Kön

Etwas anderes iſt es natürlich, ob wir uns dazu ge nſeren ſt
Hrauchen laſſen, in eine antiruſſiſche Front einzurücken. geo) e
Hiervor wird in nachdrücklichſter Weiſe und ſo entſchieden inſere bra
wie nur möglich gewarnt werden müſſen. Es gibt keine
deutſchruſſichen Gegenſätze tieferer Art. Deshalb wäre
ſichts verhängnisvoller als eine Teilnahme an antiruſſi
ſchen Demonſtrationen des engliſchen Jmperialismus. Ge
rade weil wir mit Hilfe des Sicherheitspaktes und womög-
lich auch des Völkerbundes aus unſerer gegenwärtigen La
ge herauszukommen bemüht ſein müſſen, dürfen wir
hichts tun und zulaſſen, was unſerer Zukunft ſchaden könn
e. Dieſe Zukunft liegt aber ganz ohne jede Frage in der
Ausbildung einer lebenskräſtigen deutſchruſſiſchen Ge
meinſchaft.“

einer weiteren Verkümmerung zugeführt werden. Aehn-
liche Aeußerungen machte auch der Landtagspräſident
Königsbauer. Präſident von Hindenburg erwiderte hie
rauf mit bemerkenswerter Kühle. Es iſt allerdings nicht
recht verſtändlich, weshalb ſich Miniſterpräſident Dr.
Held mit ſeinen Kümmerniſſen ſo intenſiv an den Reichs
Präſidenten wendet. Warum beſchwert er ſich nicht zunächſt
bei der Bayer. Volkspartei, die doch als Koalitionspartei
die ganze letzte Geſetzgebung mitbeſchloſſen hat

Auslandsdeutſche

gegen die Deutſchvölkiſchen.
Unſere Deutſchvölkiſchen ſuchen es immer ſo darzuſtel

ſen, als ob gerade ſie die „Belange“ der im Ausland le
benden Deutſchen mit beſonderer Liebe und Sachkenntnis
vertreten. So haben ſie denn kürzlich aus agitatoriſchen
Gründen im Reichstag einen Antrag eingebracht, der u.
a. für die in geſchloſſenen Siedluüngsgebieten tm Auslande
lebenden Deutſchen eine Vertretung im deutſchen Reichs
tag fordert. Wahrſcheinlich haben die Deutſchvölkiſchen
geglaubt, mit dieſem unſinnigen Antrag ſich die Neigung
der Auslandsdeutſchen zu erwerben. Wie es aber damit
ſteht, zeigt eine Auslaſſung der „Deutſchen Rundſchau in
Poſen“, in der es heißt „Wir ſehen uns aus politiſchen
Gründen genötigt, den zweiten Antragspunkt, ſo gut er
auch gemeint ſein mag, eindeutig abzulehnen. Die Ge
meinſamkeit unſeres Volkstums, die Gemeinſchaft der gro
ßen deutſchen Kulturgemeinſchaft ſteht auch auf unſerem
Programm aber wir achten die ſtaatlichen Grenzen, und
eine Vertretung im Staatsparlament des deutſchen Rei
ches kommt uns nicht zu.“ Ein böſer Reinfall für den
Abg. v. Graefe und Konſorten!

Feuilleton

Die Provokation!
Von R. Boſſelmann- Berlin.
(Aus: Das „Andere Deutſchland

Szene Ein gutbürgerlicher Herrenſtammtiſch. Der
Herr Rat läßt ſoeben eine geharniſchte Philippika vom
Stapel über die Niedertracht der Franzoſen, die gegen
alle geheiligten Verträge und gegen jedes Recht das
Rheinland weiterbeſetzt hielten. Da ſähe man wieder, was
die wahre Abſicht dieſer angeblich ritterlichen Nation wä
re, Herriot und Poincaree und Painlevee, alles
egal, alles Rechts und Friedensbrecher. Alles nickt bie
der und zuſtimmend mit den Köpfen und dann wendet ſich
das Geſpräch wieder wirtſchaftlichen Fragen zu.

Man ſpricht über den Verfall aller Werte, über AEG-
Aktien, Rottweiler Pulver und ſo mancher von der
Tafelrunde erzählte von den Verluſten, die er durch die
Entwertung dieſes oder jenes Wertpapiers zu beklagen
habe. Man ſtritt ſich ſchließlich um den Kurs irgend eines
Jnduſtriepapieres. Der Herr Rat zog den Lokalanzeiger
aus der Taſche und durchflog den Handelsteil „Meine
Herren, was ich Jhnen ſchon ſagte: dieſe Aktien können
Sie in den Ofen ſtecken.“ Ahag, dachte ich, der Mann lieſt
den Lokalanzeiger! Die große Gemeinde der Leſer dieſes
Blattes läßt ſich hauptſächlich in zwei Gruppen ſcheiden
die erſte unentwegt alldeutſch eingeſtellter ſpießbürger
licher Stamm aus der Kriegs und Vorkriegszeit, voller
überhebenden Natiönaldünkels, offen eintretend für das
rückſichtsloſeſte Machtprinzip im Völkerleben dabei aber
offiziell kirchlich fromm, alſo innerlich unwahrhaftig.
Die andere: Das große Heer der Stimmungstrottel, Men-
ſchen, deren Arteilvermögen durch die Empörung über die
wirtſchaftlichen Nöte und außenpolitiſchen Drangſalierun-

gen unſeres Volkes ſo getrübt iſt, daß ſie die Arſachen
und Zuſammenhänge unſerer Leiden nicht mehr klar zu
erkennen vermögen und jedem geſchickten nationaliſtiſchenPhraſenheld ins Garn laufen. e ehe wechſelt,
wie das Wild, von einem Wald in den andern, von einer
Partei zur andern oft von einem Extrem ins andere
Es mußte intereſſant ſein, feſtzuſtellen, welcher von die

ſen beiden Gruppen der Herr Rat angehörte. Die Unter
haltung wurde zu dieſem Zweck mit einigem Geſchick wie
der auf das Thema „Krieg“ hinübergeleitet. Mein Freund
ſagte „Was iſt nun Schuld an all dieſen Aebeln? Die
Niederlage!“ Der Herr Rat: „Jawohl, der durch Re
volution verlorene Krieg und unſere Schieberrepublik!“

Jch:. „Ein Volk, das über 4 Jahre hindurch täglich 1150
Tote hören Sie, täglich 1150 gewaltſam ums Leben
gebrachte Angehörige und 500 täglich in der Heimat ver
hungerte beſtatten mußte, eine tapfere Nation, die der
erdrückenden UAebermacht nach unſäglichen Leiden Und
Entbehrungen ſchließlich erliegen mußte für dieſes Volk

Herr Rat, dürften Sie doch wohl allergnädigſt eine
kleine Anerkennung übrige haben Der Herr Rat
„Ja, wenn das von der Heimat zermürbte Heer nur noch
14 Tage geſtanden hätte, die Engländer pfiffen doch
ſchon auf dem letzten Loch!“ Der Mann konnte, von der
Hetze ſeines Leibblattes verdummt, nicht mehr klar ſehen
und gerecht denken; es war alſo vergeblich, ihn belehren zu
wollen. Mein Freund „Jch ſprach vorhin von dem
Krieg im allgemeinen, als ich ihm die Schuld an allen
Uebeln beimaß. Jch wollte nur darlegen, wie der ewige
Zwiſt unker den Völkern ihre Kräfte verzehrt und Siegern
und Beſiegten ſchließlich nur Leiden auferlegt!“
Herr Rat: „Solange es Menſchen gibt, iſt es inemer ſo ge
weſen, es wird alſo immer ſo bleiben. Jch Dieſe
Schlußfolgerung iſt nicht ganz ſtichhaltig, denn es gibt
beiſpielsweiſe keine Herenprozeſſe mehr lohnt es ſich denn
nicht, ernſtlich den Verſuch zu unternehmen, die Welt von
dieſem Uebel zu erlöſen, vielleicht durch Zuſammen
ſchluß aller derjenigen Verbände in allen Ländern, die
für die Verſtändigung unter den Völkern grundſätzlich ein

Der

„wollen; das iſt eben ein in uns ſtecken gebliebener Reſt
von Atavismus: Das große Tier frißt das kleine mit an
deren Worten: Macht geht vor Recht in dieſer irdiſchen
Welt das werden Sie nicht ändern. „Jch allein
ſelbſtverſtändlich nicht. Aber wollen Sie nicht zugeben, daß
ein Rechtszuſtand ſchon aus Gründen der Vernunft und
Menſchlichkeit angeſtrebt werden müßte, und daß der ethi
ſche und wahrhaft religiöſe Menſch dieſen Atavismüs

botſchaft doch zum hohlen Wort!“

dieſe Dinge ernſt zu nehmen?“
Dieſe Frage blieb unbeantwortet.

kleine, peinliche Pauſe. Dann begann ich von neuem: „Sie

ſchwächeren freſſen „Ja, natürlich. „And Sie
meinen auch, daß das ſo bleiben müſſe und werde?“

rüſteken Die bringen doch nur Jhre Grundſätze zur An
wendung!“
verlegen vor ſich hin und antwortete dann gereizt „Jch
war nicht entrüſtet!“ Wieder eine kleine Pauſe
„Dann verſtehe ich Jhre an den Franzoſen geübte Kritik
nicht dder ich habe Sie nachher nicht verſtanden.“

men, verſtehen Sie mich Jch mit Nachdruck
ich verſtehe Sie jetzt vollkommen!“

ſchuldig geblieben auf die Frage, weshalb Sie über die
Franzoſen ſo entrüſtet waren!“ Der Herr
flachen Hand auf den Tiſch ſchlagend, den Fragenden in
großer Entrüſtung anſchreiend: „Jch war nicht entrüſtet
verſtehen Sie mich, ich verbitte mir dieſe Provokgtion!

Damit war die Anterhaltung zu Ende.

treten Der Herr Rat „Ach, Anſinn, es iſt vergebliche
Liebesmühe, den Menſchen den Egoismus austreiben zu

grundſätzlich ablehnen muß? Sonſt wird die Weihnachts
Der Herr Rat mit

überlegenem mitleidigem Lächeln „Herr, ſind Sie ſo naiv,

Es entſtand eine

Na, ſelbſtverſtändlich doch. „Aber dann verſtehe ich
»Hicht, weshalb Sie ſich vorhin ſo über die Franzoſen ent-

Der Herr Rat ſtutzte, blickte einige Sekunden

Jch-

e Der Herr Rat heftig „Die Logik iſt ſehr einfach wir
müſſen eben ſehen, daß wir wieder oben zu liegen kom

Ja h
Peinliches Schweigen

allerſeits. Nach einer Iängeren Pauſe ein dritter Herr
„Herr Rat, ich finde, Sie ſind dein Herrn die Antworſ
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id. Lukas 18, 9 14.
S

s Deute Es gingen zwei Menſchen hinauf in den Tempel, zu
en einer ein Phariſäer, der andere ein Zöllner

heute So begann das Evangelium des letzten Sonnkags,
iht i es zehnten nach Pfingſten. And da unſere Mitbürger
äußert on rechts ja nicht nur den Patriotismus, ſondern auch die
haltung ſeligioſität gepachtet haben, ſo werden ſie das bibliſche
nd ind leichnis kennen und werden gewiß im Gottesdienſt die
lovertra ſchlußworte von neuem gehört oder geleſen haben: „Jch
er nichts age euch dieſer ging gerechtferkigt in ſein Haus vor je
vann z Sen Ein ſymboliſches Gleichnis, paſſend wie keines für
inſtan en Sonntag der Verſaſſungsfeter.
Hinblick Der „Nationale ſtund und betete bei ſich ſelbſt alſo:

nit den h danke dir, deutſcher Gott, daß ich nicht bin wie die
en. Die nderen Leute, Sozialdemokraten, Altramontane, Demo
und dir taten, Pazifiſten, Republikaner, Landesverräter, vater
haft mit andsloſen Geſellen oder auch wie dieſe Reichsbanner-
hat. ute. Jch führe faſt täglich die Worte „deutſches Vater
dazu e and“ und „deutſche Ehre im Mund, hänge mit Treue
zurltken n unſerem König (oder Großherzog oder Fürſten oder
ſchieden Herzog) und halte mich in ſteter Bereitſchaft für den Tag,
t keine wo unſere braven feldgrauen Jungens die ehrloſen Fein
b wie de mit Hurra vor ſich herjagen werden und Deutſchland
intiruſſt- wieder zu Macht und Anſehen gelangen wird und die
nus e Feinde uns fürchten Gib, daß dieſer Tag bald anbreche.“
wonög Der „Andere“ aber (ehemals ein feldgrauer Junge)
igen W ſtund von ferne und ſprach „Gott aller Menſchen, du haſt
en r der Arbeit deinen Segen und den Menſchen, die guten
en konn Willens ſind, deinen Frieden verſprochen Arbeiten tut
e in der unſer Volk, und guten Willens iſt es auch. Jch will mit
en Ge den anderen trachten, deiner Verheißung würdig zu wer

en für mich und unſer liebes Vaterland.
Und dann begab ſich der „Nationale“ zur Krieger

m denkmalsweihe, der „Andere“ aber zu ſeinen Brüdern, die
mit ihm die Erinnerung an den Tag feiern wollten, da

Ahn ein Deutſchland der Arbeit und des guten Willens ſich
e eine neue Grundlage ſtaatlichen Lebens gegeben.

e hie
igs nicht

ent Dr. zel Schlechte Mimik.
Die Deutſchnationale Volkspartei ſinkt durch die inwür

dige Art, in der ſie politiſch auftritt und in den Augen
ihrer Anhänger als etwas d erſcheinen will, als ſie
iſt, immer mehr zu einem Sch ierenſchauſpielertum niedrig
ſten Grades herab. Aller Welt iſt offenkundig, daß der
deutſchnationale Reichsminiſter Schiele im Kabinett

en. und ſpäter auch die ganze deutſchnationale Fraktion dem
offiziellen Verzicht auf ElſaßLothringen zugeſtimmt ha

darzuſtel ben. Trotzdem läßt der Vorſtand des Landesverbandes
land le Potsdam 1 der Deutſchnationalen Volkspartei wiederum
fkenntnis eine Entſchließung vom Stapel, in der u. a. das deutſche
itoriſchen Sicherheitsangebot, das ohne Not freiwilligen Verzicht auf
t der u. deutſches Kulturland und deutſche Brüder im Weſten aus
luslande ſpreche, verurteilt und beſagter Verzicht als unwürdig
m Reichs eines großen Volkes erklärt wird. Was ſoll dieſe po
völkiſchen litiſche Harlekinade? Jſt der Verzicht auf Elſaß-Lothrin
Neigung gen unwürdig, dann iſt auch das Verhalten des Herrn
en damit Schiele und dasjenige der ganzen deutſchnationalen Frak
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tion ein unwürdiges. Dann müßte aber die Partei älle
dieſe Herrſchaften zum Tempel hinausjagen. And, da ſi

das bisher nicht getan hat und wahrſcheinlich auch nicht
tun wird, bewegt ſie ſich in der Maske eines politiſchen
Elowns, der durch eine ſchlechte Mimik das Publikum un
erhalten und ablenken will. Jn vbiger Entſchließung
wird dann die Reichsregierung auch noch aufgefordert,
den Widerruf der Kriegsſchuldlüge durch offizielle Noti

fizierung in der Note, oder bei den Verhandlungen zum
Ausdruck zu bringen. Hier in Halle hat mankürzlich, wie wir in Nr. 20 des Politiſchen Wegweiſer
berichteten, mit Fahnenſektionen, mit Präſentiermarſch
ünd Pauken und Trompeten und durch Abbrennen eines
„Prachtfeuerwerks“ gegen die Schuldlüge proteſtiert. Da

bei iſt die unter deutſchnationalem Einfluß ſtehende Re
gierung ſchon über ein halbes Jahr im Amt, ohne daß ſie
bis heute in dieſer Angelegenheit das geringſte unternom-
men hat. Dieſes politiſche Schauſpielertum der Partei,
das für die Verantwortung in der Regierung und für die
verantwortungsloſe Opoſition draußen ein doppeltes
Geſicht aufſetzt und dadurch die Wähler täuſchen will, iſt

Schmierentum. th.
Gegen den badiſchen

Kultusminiſter Hellpach.
hatte die Deutſche Hochſchulzeitung vor einiger Zeit einen

in den bekannten Disziplinarverfahren gegen den natio
naliſtiſchen Prof. Dr. Frhr. Marſchall v. Bieberſtein und

ofen en den ſozialdemokratiſchen Privatdozenten Gumbel, ſowie
zur An wegen der von ihm veranlaßten Neuordnung des Bei

Sekunden kragsweſens für die badiſche Studentenſchaft. Hellpach
izt: war direkt „eine Gefahr für die Hochſchulen“ genannt
e worden Ueber dieſen Angriff könnte man mit Still
te gritin ſchweigen hinweggehen, wenn er nicht in einer Zeitung
ſtanden erſchienen wäre, die ſich „amtliches Organ des Kreiſes
fach win W (Brandenburg) der deutſchen Studentenſchaft“
gen kon Nannte und dadurch den Eindruck erweckte, als ob ſie mit
t amtlichen Stellen in Verbindung ſtand. Wie wir er
ſchweigen ahren, iſt die Deutſche Hochſchul-Zeitung, die vor einigen
et Herr Wochen eingegangen iſt, amtlich weder durch Zuſchüſſe
Anlwort noch auf andere Weiſe unterſtützt worden. Jhrer Nachfol
über i gerin, der „Deutſchen Akademiker-Zeitung“, die wahr
mit der ſcheinlich denſelben Faden fortſpinnen wird, iſt von dem

enden it preußtſchen Kultusminiſterküm unterſagt worden, ſtch als
/ntrüſtet amtliches Organ des Kreiſes Zehn der deutſchen Studen

tenſchaft zu bezeichnen

ſogar

heftigen Angriff gerichtet wegen ſeiner Stellungnahme

Beamtenfragen im Reichstag.
Jn dem neuen bis zum 30. November d. Js. reichenden

Notetat iſt der Reichsfinanzminiſter ermächtigt worden,
den Hundertſatz des gauszuzahlenden Wohnungsgeldzu-
ſchuſſes zu erhöhen. Auf Antrag der Oppoſitihnsparteten
iſt dazu noch beſchloſſen worden, daß das Wohnungsgeld
üver 100 Prozent hinaus erhöht werden kann.

Gelegentlich der Beratungen über Beſoldungsaufbeſſe
rungen im Hauptausſchuß des Reichstages wurde von
Verkretern der Regierungsparteien interpelliert, warum
ſie mit der Einführung der Vierteljahrsgehaltszahlung
noch nicht begonnen habe. Die von der Regierung ge
machten Zuſagen müßten unbedingt gehalten werden.
Man erwarte, daß nunmehr in Kürze den Forderungen
nachgekommen werde. Die Regierung erklärte, daß ſie
grundſätzlich bereit ſei, das Gehalt vierteljährlich zu zah
ken; daß aber der Zeitpunkt noch nicht günſtig ſei. Abg.
Schuldt (Dem.) hat darguſhin einen Geſetzentwurf einge
bracht, der die Einführung der Vierteljahrszahlungen mit
dem 1. September fordert.

R I G i M R R M e M R M n R V Es
Mitglieder!
Geſinnungsfreunde!
Das Verhalten der Rechtsparteien bei der

Steuergeſetzgebung, bei der Zollvorlage und in unſerer

Außenpolitik wächſt ſich immer mehr zu einem

öſfentlichen Skandal
Die Wähler, denen ſie Verſprechungen über

Verſprechungen gemacht haben, werden getäuſcht und
hintergangen.

Zur Aufklärung wird deshalb am Sonnabend,
den 5. September, eine große öffentliche Berſammlung
im Thaliaſaal ſtattfinden, in der

Handelsminiſter Dr. Schreiber
über aktuelle politiſche Fragen ſprechen wird.

Wir machen ſchon heute auf dieſe wichtige Ver
ſammlung aufmerkſam. Nähere Bekanntmachungen
erfolgen noch.
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Verein der Deutſchen Hemokratiſchen Partei in Halle.

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII

Er e f

Der Berliner Polizeipräſident
greift durch.

Jm Hinblick auf die Vorkommniſſe der letzten Tage,
wo große Trupps Rechtsradikaler und Hakenkreuzler die

Straßen im Weſten unſicher machten und das Publikum
in unerhörter Weiſe terroriſierten, erläßt der Polizei
präſident von Berlin folgende Bekanntmächung:

lebten Stadtgegenden zu Zuſammenſtößen zwiſchen politi
ſchen Gegnern dadurch gekommen, daß geſchloſſene Trupps
von Anhängern anderer Parteien auf offener Straße ohne
Anlaß beſchimpft und tätlich angegriffen wurden. Ver
ſchiedentlich iſt dabei unter Bezugnahme auf den bedauer-
lichen Vorfall am letzten Sonntag vor der „Alhambra“
auf dem Kurfürſtendamm, dem leider ein junges Men-
ſchenleben zum Opfer gefallen iſt, gerufen worden, „das
ſei die Kache für die Erſchießung des Dölle.“

Jch weiſe darauf hin, daß ſtrafbare Handlungen zu
ſühnen, einzig und allein Aufgabe der Staatsgewalt
Polizei, Staatsanwaltſchaft und Gerichte iſt und in ei
nem geordneten Staatsweſen niemals in das Ermeſſen
von Privatperſonen geſtellt ſein kann. Mit allen mir zu
Gebote ſtehenden Mitteln werde ich dem Rowdytum, das
unter dem Deckmantel politiſcher Betätigung die Straßen
unſicher macht, das Handwerk legen und Sorge tragen,
daß ruhige Staatsbürger ungehindert und unbeläſtigt in
Berlin ihres Weges gehen können.

Aufzüge, deren Teilnehmer erkennen laſſen, daß ſie
nicht. zum Zwecke friedlicher Demonſtrationen zuſammen
gekommen ſind, ſondern um Anruhen zu verüben und
Andersdenkende zu beläſtigen, werden von meinen Beam
ten rückſichtslos auseinandergetrieben werden. Jch werde
den Teilnehmern gemäß einem Erlaß des Herrn Miniſters
des Jnnern Stöcke und Waffen abnehmen laſſen. Die
Beteiligten ſetzen ſich zudem der Gefahr aus, wegen Lan-
desfriedensbruchs unter Anklage geſtellt und ſchwer be
ſtraft zu werden.“ J

Auch in Halle gibt es ein ſolches Rowdytum, das Paſ
ſanten auf offener Straße anpöbelt, weil ein Abzeichen in
den Stagatsfarben ſein Mißfallen erregt. And auch hier
iſt man nicht ſicher, daß jugendliche Lümmel ſofort zum
Militärſpaten greifen, mit dem ſie immer noch unbehin
dert herumlaufen dürfen
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„Jn den letzten Tagen iſt es in einigen beſonders be

für die Republik gebrachten Opfer nicht vergebens

Die Verſaſſungsfeier in Halle.
Der Auſmarſch des Reichebanners „SchmarzRotGold“.

Eindrucksvoll und wuchtig war der Aufmarſch der vie
Tauſende, die aus den Reichsbannergauen Leipzig

g und des Reg Bez. Merſeburg zur Verſfaſſungs
feier in Haare zuſammenſtromten. Straff disziplinterte
Maſſen, die durch ihre Haltung bewieſen, daß ihnen der
Tag der Verſaſſur ahme des republikaniſchen Deutſch
lands eine vaterländiſche Feier bedeutet. Auch die Be
völkerung Halles nahm an der Kundgebung viel mehr
Anteil wie im vorigen Jahre. Guirlanden und Fahnen
ſchmückten die Häuſer u. Blumen wurden den für die Re
publik marſchierenden Reichsbannerleuten zugeworfen.
Auch der Bahnhofsvorplatz hatte ſeinen Fahnenſchmuck in
den Staatsſfarben. Hier gab es aber erſt ein Vorſpiel. Es
bedurfte eines Eingreifens des Generaldirektors der
Reichseiſenbahn, daß SchwarzRot-Gold an den bekränzten
Maſten ſlattern durfte. Der zuſtändige Beamte hatte zuerſt
erklärt, man könne nur das Flaggen in den Stadtfarben
Halles geſtakten. Schwarz-NotGold ſei ſeiner Anſicht
nach ja gewiſſermaßen die Staatsſfarbe, aber doch mehr
Parteifahne. Was wäre einem Beamten im kaiſerlichen
Deutſchland paſſiert, wenn er gegen das Hiſſen der
ſchwarzweißroten Flagge ähnliche Bedenken gehabt
hätte (Die Schriftl.) Der Verſaſſungsfeier am Sonn
tag ging am Sonnabend ein Fackelzug voraus, bei dem
vielfach die Häuſer illuminiert waren. And am Sonntag
füllten 12 13 Tauſend Reichsbannerleute den großen
Platz auf dem die Kundgebung endigte. Der Vertreter des
Bundespräſidenten begrüßte das Reichsbanner als das
Banner des freien Menſchentums und forderte unter brau
ſender Zuſtimmung der Maſſen die Erhebung des 11. Au
guſt zum Nationalfeiertag. An die Reichsregierung wurde
ein dahinlautendes Telegramm geſandt. Für das Zentrum
ſprach ein junger Windthorſtbündler: „Nie wieder ſoll das
ſchwarzrotgoldene Banner ſinken, es ſoll befreit ſein für
alle Zeiten. Der Redner überbrachte die Grüße der
Reichstagung der Windthorſtbunde. Am Grabe Eberts
habe man einen Kranz niedergelegt. Polizeioberſt a. D.
Lange hob hervor, daß das Reichsbanner waſſenlos ſei
und bleiben wolle. Habe aber der Gegner Waffen, dann
werde das Reichsbanner ſie ihm nötigenfalls im Kampfe
Mann gegen Mann abnehmen.

Jn feierlichem Gedenken der im Kriege gefallenen
Kameraden entblößten die vielen Tauſende die Häupter
und verharrten ſchweigend mit geſenkter Stirn, während
die Muſik das Lied vom guten Kameraden intonierte.

Miniſter a. D. Wendorf führte aus, daß die bisher
ge

bracht ſeien. Viele hätten aber bereits wieder vergeſſen,
was dein Tag der Verfaſſungsannahme vorausgegangen
ſei. Eine unerhörte Beſchimpfung des ganzen Volkes wä-
re es, auch jetzt noch von einem Dolchſtoß in den Rücken
des Heeres zu reden. Wir wollen jedem das Gedächtnis
ſchärfen, was der 11. Auguſt für unſer Vaterland, für die
Einheit Deutſchlands bedeutet „Die ſchwarzrotgoldene
Fahne hoch und niemals mehr herunter!“ Der ganze
Aufntarſch und die gewaltige Kundgebung konnte ohne
ernſtliche Störungen durchgeführt werden.

Jdiot oder Lügner.
Durch einſtimmig geſaßte Beſchlüſſe des Parlamenta

riſchen Unterſuchungsausſchuſſes, dem Vertreter aller Par
teirichtungen angehören, iſt, um nur weniges zu nennen,
feſtgeſtellt worden, daß:

1. Ludendorff die Anſicht des Staatsſekretärs
Kühlmann, wonach der Krieg mit den Waffen al
lein nicht entſchieden werden könne, gebilligt trotz
dem aber bis zum 15. Juli jede Friedensanregung
abgelehnt habe.

2. nach Scheitern der Geſamtoffenſive die poli
tiſche Führung über die Lage nicht klar und ein
deutig unterrichtet habe,

3. das völlig übereilte Waffenſtillſtandsangebot
von der Oberſten Heeresleitung gegen den Willen

der Reichsregierung durchgeſetzt wurde und
4. daß der militäriſche Sachverſtändige, Oberſt

Schwerdtfeger, die Anſicht vertrat: Wenn Der
Oberſte Kriegsherr den General Ludendorff im
Juli 1917 wegen Meuterei vor ein Kriegsgericht
ſtellen ließ, waren wir gerettet.

Außerdem ſei im Zuſammenhang mit Vorſtehendem
darauf hingewieſen, daß in einer neuerdings erſchiene
nen Schrift des Bataillonsarztes Dr. Eugen Netex, über
die es in Nr. 164 der Halleſchen Rechtspreſſe hieß, daß ſie
eine wertvolle Bereicherung der Geſchichte des deutſchen
Unterganges vbilde, daß in dieſer Schrift im Vergleich zu
dem erſten ſiegreichen Vorſtürmen 1914 bei dem die Ober
ſte Heeresleitung völlig verſagt habe über die letzte Offen
ſive folgendes zu leſen iſt:

„Dieſes Mal ein verzweifelter übermenſchlicher
Verſuch der Führung, die ſiegreiche Entſcheidung zu
erzwingen. Die Truppe tat auch jetzt wieder ihre
volte Pflicht, war aber, in vierjährigem Kampf
verbraucht, nicht mehr imſtande, gegen eine ge
waltige Uebermachr den unmöglichen Erſolg zu
ſchaffen.“

Trotzdem alle dieſe Feſtſtellungen offenkundig für je
dermann vorliegen, bringt der „Alte Deſſauer“ am 6.
Auguſt wieder einen Arkikel, in dem neben anderen ge
meinſten Beſchimpfungen behauptet wird, daß

ſeiges Heimatgelichter den Verräterdolch der im
Leben und Tode getreuen Front in den ungeſchütz
ten Rücken geſtoßen habe.“

Wir können dieſe fortgeſetzte ungeheunerliche BVeſchimp
fung des deutſchen Volkes durch den „Alken Deſſauer“,
das Blatt angebrich nationaler Verbände, nur damit be
antworten, daß wir ihn aufſordern, ſich von den Ueber
ſchriſtworten eins als die ihm gebührende Bezeichnung

auszuſuchen. h.



Ah MCCuuuReichsbanner Gchwarg-Not- Gold
Gan Halle.

Für die zahlreiche und muſtergültige Beteiligung zum
„Mitteldeutſchen Reichsbannertag“ am 8. und 9. Auguſt
in Halle, ſagen wir allen Reichsbannerkameraden

herzlichen Dank.
Auch allen denen, die uns durch UAeberlaſſung von

Quartieren und durch ſonſtige Mitarbeit, freundlichſt un
tkerſtützt haben, herzlichen Dank. Alle, die in irgend einer
Weiſe zu dem Gelingen unſerer

herrlichen republikaniſchen Kundgebung

beigetragen haben, werden von dem Erfolg unſerer ge
meinſamen Bemühungen voll befriedigt ſein. Wir haben
älle an einer wichtigen politiſchen Aufgabe und an einem
ſchönen kulturellen Werke, zum Nutzen der deutſchen Re
publik gewirkt

Frei Heil!
Die Gauleitung Halle.

T

Der Frageſteller

Ludendorff in Schneidemühl. Die Vöolkiſchen, die
mit den niedrigſten Propagandamitteln im Schneidemüh
ler Optantenlager für ihre Sache zu werben verſuchen, ha
ben neuerdings den General a. D. Ludendorff ins

Lager geſchickt. Ludendorff ſprach einmal auf der Straße
und ein zweites Mal in einem Bierlokal. Jm Lager ſelbſt
zu agitieren, war ihm vom Lagerkommandanten verwehrt
worden. Alſo auch hier meldet ſich Ludendorff wieder!
Eigentlich müßte ihn im Kreiſe der aus Polen vertriebe
nen Deutſchen doch wir wollen uns ganz gelinde aus
drücken eine gewiſſe Befangenheit beſallen. Niemand
anders nämlich, als Herr Ludendorff, iſt der Verantwort
liche für die berüchtigte Polenproklamation von 1916, in
der Polens Selbſtändigkeit verkündigt wurde. Sich unter
dieſen Amſtänden unter die Vertriebenen zu ſtellen und

große Töne zu reden, das bekommt allerdings nur Herr
Lusendorff fertig. Können wir auf ſolche völkiſchen Hel
dentaten nicht ſtolz ſein

M den Vereinen
Deutſche Friedensgeſellſchaft e. V., Ortsgruppe Halle.

Eine dieſer Tage im Reſtaurant St. Nikolaus ſtattgefun
dene Mitgliederverſammlung der Ortsgruppe hat be
ſchloſſen, die Werbearbeit für den Friedensgedanken mit
erhöhter Aktivität aufzunehmen. Die erſte öffentliche
Verſammlung iſt für den Monat September geplant, in
der der bekannte Marineſchriftſteller Kapitän z. S. Per

ſius ſprechen wird. Des weiteren ſind allmonatlich Mit
gliederverſammlungen im „Schwarzen Bär“ vorgeſehen,

die jeweils am 1. oder 2. Mittwoch im Monat ſtattfinden
In den Vorſtand der Ortsgruppe wurden gewählt Grä
fin Dohna (Vorſitz), Felix Habicht, Erich Wege, Martha
I
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Unſere Preſe iſt der Vahnhrecher

der Repuhliß und Hemokratie!

Solange wir nicht mehr Verſtändnis
für unſere Preſſe aufbringen, iſt alle

Arbeit vergeblich
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um demokratiſche Gedanken zu verbreiten

Werbt neue Leſer!
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Gräuert, Adolf Schleh, Marie Röpert. Anmeldungen für
die Orksgruppe ſind an Felix Habicht, Harz 2 u
richten.

Wir kreffen uns am Diens
uſt, abends dreiviertel acht an der Pau
upteingang). Es iſt Spaziergang

Da an dieſem Abend auch
Bericht über den Altenburger Reichsjugendtag gegeben
wird, bitten wir um vollzähliges Erſcheinen

Rene Bcer

Dr. Paul Oertnann, Der politiſche Boyrkott. Berlin 1925.
Verlag von Franz Vahlen.

Boykott iſt ein geſellſchaftliches Kampfmittel, das ſich
in der Verrufserklärung des Gegners äußert. Jm Wirt
ſchaftsleben ſpielt es in den Kämpfen zwiſchen Arbeit
nehmer und Arbeitgeber eine Rolle und iſt eine Begleit
erſcheinung bei Streiks. Der Unternehmer ſoll durch die
Verrufserklärung, die ſich auf ſeine Erzeugniſſe richtet,
vom wirtſchaftlichen Verkehr abgeſchloſſen und ſomit ge
zwungen werden, ſich gegenüber
Arbeiter bereitwilliger zu zeigen. Faßt man den Begriff
weiter, ſo iſt der Boykott nicht ausſchließlich ein Kampf
mittel der Arbeiterſchaft. Auch der Anternehmer macht
von der Verrufserklärung Gebrauch.

Jn der genannten Schrift geht Oertmann auf das ju
riſtiſche Weſen des Boykotts (Parteien, Mittel, Zwecke)
ein und erörtert anſchließend die Rechtsfolgen, beſonders
des politiſchen Boykotts, in inſtruktiver Weiſe W.

Jung demokraten Halle
tag, den 18. Auguſt
luskirche (am Ha en

Mitteilungen

Ein Bubengakr.
Jn der Nacht vom 11. zum 12. ſind

die an unſerer Geſchäftsſtelle, Leipziger
Straße 21, zur Verfaſſungsfeier heraus
gehängten Fahnen an mehreren Stellen
durch Aebergießen mit Tinte beſchmutzt
worden. Nach den bisherigen Feſtſtellungen
kann die Tat nur von Perſonen verübt
ſein, denen die über der Geſchäftsſtelle

Die polizeilichen Ermittelungen ſind im
Gange. Es wird ſelbſtverſtändlich Straf
antrag geſtellt, um den Schmutzfinken,
die nicht einmal ihre eigenen Staatsfarben
achten, einen gehörigen Denkzettel zu
verabfolgen.

Verantwortlich für die Schriftleitung: J. V. Johannes Dorn
blüth; für den Anzeigenteil und Verlag Deutſche Demo

kratiſche Partei. Sämtlich in Halle
Druck Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitzſch
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wirkt oft Dr. med. G. Campe's Magenmittel Stomanol bei Apper
titslosigkeit, Sodbrennen, saurem Aufstohen, Gefühl des Vollseins
in der Magengegend, Spannung und Beengung im Leibe, Atemnot,

Unfähigkeit klar zu denken, Magendrücken, Magenschmerzen
Magenkrampf, Magengeschwüre, akitem und chronischem Magen
Katarrh. Die Beschwerden und Schmerzen lassen in den meisten

Fällen bald nhach, schlechte Verdauung wird behoben, übermäßige
Gasbildung verhindert vorhandene

Blähungen aus dem Körper geschaftt.
löson Sie Was on Magonraner sohreſht.

Ersuche ötlichst, mir postwendend eine 2. Sendung
Stomanol- Tabletten anher zu senden. Gen, Tabletten haben
mich von meinen furchtbaren Magen und Leibschmerzen schon
so kuriert, daß ich doch wieder Lebensfreude gewann, was
jahrelange Aerztebehandlung nicht zu Stande brachte Der
Nachnahmesendung entgegensehend zeichnet

mit vorzüglicher Hochachtung
K. M., Kfm.

Lauingen a. D., 21. 7. 25.

Solche Dankschreiben gehen zahlreich ung unaufgefordert ein

Es gibt in der Tat nichts
besseres für Magenkranke.

Säumen Sie daher vicht, Dr. med. G. Campes „Stomanol“
kennen zu lernen. Wir geben Ihnen Gelegenheit dazu, ohne
daß Sie für den Versuch einen Pfennig auszugeben brauchen
Verlieren Sie keine Zeit, sondern schreiben Sie noch heute eine
Hostkarte an Dr. med. G. Campe, G. m. b. Magdeburg Neu
stacdt, und Sfe erhalten sofort hostenlos und franko eine Gratis

probe „Stomanol“ nebst einer interessanten Broschüre.
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